[image: Logoangepasst]
Offenes Verfahren SC4 VuW 0019 2018 03 Verfahrensbedingungen
Beschaffung von Speisetransportwagen und Systemgeschirr

19




[image: ]Verfahrensbedingungen
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
13_26 – Gas Brunsbüttel 


VERFAHRENSBEDINGUNGEN
1. [bookmark: Textbeginn]Vorstellung der Auftraggeberin
Die Deutsche Energy Terminal GmbH (nachfolgend „Auftraggeberin“ oder „DET“) schreibt die Lieferung von Erdgas einschließlich Portfoliobewirtschaftung und Bilanzkreismanagement mit Risikoübernahme für die Heizkesselanlage am Standort Brunsbüttel aus.
Die interessierten Unternehmen werden aufgefordert, diese Verfahrensbedingungen sowie sämtliche weiteren Vergabeunterlagen sorgfältig zu sichten und auf Vollständigkeit, Lesbarkeit sowie Korrektheit zu prüfen. Treten etwaige Widersprüche innerhalb der Vergabeunterlagen auf oder sind diese Unterlagen nicht vollständig, wird um unverzügliche Mitteilung über die Vergabeplattform gebeten.
Die DET ist Sektorenauftraggeberin gem. § 100 Abs. 1 Nr. 1 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Gegenstand des vorliegenden Auftrags ist die Beschaffung einer Lieferleistung mit Dienstleistungskomponente im Rahmen ihrer Sektorentätigkeit.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen Hauptwörtern in dieser Unterlage und deren Anhängen die männliche Form verwendet. Diese gilt im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter.
2. Auftragsgegenstand
Die Auftraggeberin schreibt auf Basis der Leistungsbeschreibung (Anlage II) sowie der weiteren Vergabeunterlagen im Wege eines Verhandlungsverfahrens mit Teilnahmewettbewerb die Lieferung von Erdgas einschließlich Portfoliobewirtschaftung und Bilanzkreismanagement (BKM) mit Risikoübernahme aus.
Der Vertrag hat eine mehrjährige Laufzeit mit Verlängerungsoption. Die Einzelheiten zur Laufzeit, zu Verlängerungsmechanismen sowie zu weiteren vertraglichen Regelungen ergeben sich ausschließlich aus dem Vertragsentwurf.
3. Lose
Lose i. S. v. § 27 SektVO werden nicht gebildet.
4. Vergabeart
Das Vergabeverfahren wird als Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach den §§ 13 Abs 1, 15 SektVO geführt. 
5. [bookmark: _Ref240379735]Verfahrensfristen
Für den weiteren Ablauf des Verhandlungsverfahrens ist der folgende Zeitplan maßgebend:
	Rückfragen zu den Vergabeunterlagen
	02.11.2026

	Teilnahmefrist
	09.11.2026, 12:00 Uhr

	Auswahl der Bewerber und Versand der Aufforderung zur Abgabe von Erstangeboten
	KW 46

	Ende Angebotsfrist Erstangebote
	KW 50

	Auswertung Erstangebote
	KW 50 (Hinweis: DET behält sich vor, bereits zu diesem Zeitpunkt auf Grundlage eines Erstangebots den Zuschlag zu erteilen, § 15 Abs. 4 SektVO)

	Verhandlungen mit den Bietern
	KW 51

	Überarbeitung der Vergabeunterlagen
	KW 51

	Aufforderung zur Abgabe des verbindlichen Angebots (BAFO)
	KW 51

	Ende Angebotsfrist BAFO
	KW KW 2/2027 

	Auswertung BAFO
	KW 3/2027

	Information nach § 134 Abs. 1 GWB
	KW 3/2027

	Zuschlagserteilung 
	KW 5/2027


Die Auftraggeberin behält sich vor, in sachlich gerechtfertigten Fällen von dem o. g. Zeitplan abzuweichen. Die Bewerber/Bieter werden über zeitliche Veränderungen in Kenntnis gesetzt.
Die Bewerber sind gehalten, sich regelmäßig zu informieren, ob Änderungen an den Vergabeunterlagen vorgenommen wurden. Bei der Entscheidung über Änderungen wird die Auftraggeberin die allgemeinen vergaberechtlichen Grundsätze des Wettbewerbs, der Gleichbehandlung und der Transparenz beachten.
Die Vergabestelle ist berechtigt, das Vergabeverfahren – z.B., wenn absehbar ist, dass kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt werden kann – aufzuheben. In diesem Fall werden die Bewerber unverzüglich über die Aufhebung und die Gründe hierfür sowie die etwaige Absicht, ein neues Vergabeverfahren durchzuführen, informiert.
6. Vergabestelle 
PricewaterhouseCoopers Legal AG Rechtsanwaltsgesellschaft
Kapelle-Ufer 4, 10117 Berlin
E-Mail: de_vergaberecht_info@pwc.com
Die Kommunikation zu diesem Vergabeverfahren erfolgt ausschließlich über die unter Ziffer 7 genannte Vergabeplattform.
7. Vergabeplattform
Nach dem geltenden Vergaberecht ist die elektronische Bereitstellung der Vergabeunterlagen auf einer Internetplattform erforderlich. Ferner ist sicherzustellen, dass Angebote in elektronischer Form durch die Bewerber eingereicht werden können. Für die Durchführung der e-Vergabe nutzt die Auftraggeberin im Rahmen des hiesigen Vergabeverfahrens den folgenden Anbieter:
DTVP Deutsches Vergabeportal GmbH (https://www.dtvp.de/)
Die Bewerber haben die Möglichkeit, sich kostenfrei auf der Seite des DTVP zu registrieren und somit ohne weitere Kosten ein Angebot abzugeben.
Bei weiteren Fragen zur Nutzung von DTVP wenden Sie sich bitte an das Service- und Support-Team der Vergabeplattform unter folgendem Link: https://support.cosinex.de/unternehmen/.
8. [bookmark: _Toc239710080]Vorstellung des Bieters  
Der Bieter hat mit seinem Angebot mittels einer eigenen Anlage eine Vorstellung des Unternehmens einzureichen, in welcher er Ausführungen unter anderem zu den folgenden Punkten macht:
(1) [bookmark: _Hlk169096236]Organisationschart und Ansprechpartner,
(2) Standorte des Bieters / der Mitglieder der Bietergemeinschaft inkl. Angabe der jeweiligen Anzahl an Mitarbeitern und Beschreibung der grundsätzlichen Kompetenzen. 

9. Teilnahmeantrag 
Form des Teilnahmeantrags
Für den Teilnahmeantrag sind die zur Verfügung gestellten Dokumente einschließlich des Formblatts „Teilnahmeantrag“ zu verwenden.
Reicht der in den Vordrucken vorgesehene Platz nicht aus, dürfen separate Blätter als Anlage beigefügt werden. 
Der Teilnahmeantrag ist in deutscher Sprache abzufassen. Alle Gespräche sowie der Schriftverkehr im Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren und Leistungsausführung werden in deutscher Sprache geführt. 
Die Teilnahmeanträge sind in Textform nach § 126b BGB elektronisch abzugeben. Hierzu genügt, dass die natürliche Person benannt wird, die die Erklärung abgibt. Diese Voraussetzung wird durch die ordnungsgemäße Nutzung der Vergabeplattform erfüllt. Somit müssen der Teilnahmeantrag und/oder einzelne Dokumente nicht unterschrieben und / oder mit einem Firmenstempel versehen werden. Dies gilt nicht für den Fall, dass Dokumente von Dritten auszufüllen bzw. zu unterschreiben sind.
Erklärungen Dritter im Teilnahmeantrag sind unterschrieben dem Teilnahmeantrag beizufügen. Hierzu können folgende Möglichkeiten genutzt werden:
1. Datei der unterschriebenen und eingescannten Dritterklärung oder
2. Datei der unterschriebenen und abfotografierten Dritterklärung.
10. Erstellung des Teilnahmeantrags
a. Die Bewerber haben diejenigen Bestandteile des Teilnahmeantrags zu kennzeichnen, die Geschäfts- und/oder Betriebsgeheimnisse beinhalten.
b. Es wird darauf hingewiesen, dass insbesondere die Verwendung von Firmenlogos, Bildern oder sonstigen Erkennungsmerkmalen, welche auf die DET verweisen, untersagt ist. Dies bezieht sich insbesondere auch auf die Verwendung in den Teilnahmeunterlagen.
11. Unklarheiten und Fragen bei der Erstellung der Teilnahmeanträge
Sollten sich bei der Erstellung des Teilnahmeantrags Rückfragen ergeben, so sind diese über den Kommunikationsbereich Vergabeplattform an die Vergabestelle zu richten.
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung der Bewerber Unklarheiten, so haben die Bewerber ebenfalls Rückfragen an die o.g. Stelle zur Klärung dieser Punkte zu stellen.
Antworten zu dem Auskunftsersuchen werden gemäß den dazu bestehenden vergabe-rechtlichen Erfordernissen allen Bewerbern in neutralisierter Form über die Plattform zugeleitet.
Rückfragen können bis spätestens 7 Tage vor Abgabe der Teilnahmeanträge an die o. g. Stelle gerichtet werden, damit die Auftraggeberin ausreichend Zeit hat, die Fragen vor Abgabe der Teilnahmeanträge zu beantworten. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt.
[bookmark: _Hlk144466502]Ausschließlicher Kontaktpartner der Bewerber für Fragen zum Vergabeverfahren und Auftragsinhalt ist die Vergabestelle. Eine Kontaktaufnahme mit Mitarbeitern der DET ist unzulässig. Etwaig getroffene Absprachen und/oder erteilte Auskünfte gelten nicht für das Vergabeverfahren und dürfen auch nicht zur Grundlage des Teilnahmeantrags gemacht werden.
12. Einreichen des Teilnahmeantrags
Der Teilnahmeantrag muss spätestens bis zur vorgegebenen Abgabefrist elektronisch über die Vergabeplattform eingehen (siehe hierzu Ziffer 5. Verfahrensfristen).
Bei der elektronischen Abgabe ist es wichtig, dass der Teilnahmeantrag nicht über die Funktion „Kommunikation“ eingereicht wird. Vielmehr ist für die Abgabe die Funktion „Teilnahmeantrag“ zu verwenden.
Eine Abgabe der Teilnahmeanträge per E-Mail oder Fax ist ausgeschlossen.
Nachträgliche Berichtigungen oder Änderungen des Teilnahmeantrags sind nur bis zum Ablauf der Abgabefrist zulässig.
13. Prüfung und Wertung der Teilnahmeanträge
a. Zunächst erstellen die Bewerber auf Grundlage der Vergabeunterlagen und unter Berücksichtigung der möglichen Antworten der DET auf Bewerberfragen einen Teilnahmeantrag, den sie innerhalb der genannten Frist einreichen.
b. Die Auftraggeberin wird die Teilnahmeanträge gemäß §§ 45, 46 SektVO prüfen. In den Fällen des § 51 Abs. 2 und 3 SektVO behält sie sich vor, die fehlenden, unvollständigen oder ggf. fehlerhaften Unterlagen nachzufordern.
c. Die Teilnahmeanträge, die form- und fristgerecht eingegangen sind, werden auf die Erfüllung der bekannt gegebenen Eignungs- und Mindestanforderungen geprüft.
d. Die DET prüft mithin die Einhaltung der Mindestanforderungen an die Eignung, die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung sowie das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen sowie ggf. Drittunternehmen, auf deren Fähigkeiten sich der Bewerber beruft. Ein Bewerber, der nach dem Ergebnis dieser Prüfung als nicht geeignet angesehen wird oder der die Mindestanforderungen an die Eignung nicht erfüllt, ist nicht weiter teilnahmeberechtigt und wird vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.
e. Sofern Teilnahmeanträge von mehr als drei geeigneten Bewerbern eingehen, werden die eingereichten Referenzen dieser Bewerber gewertet, um eine Rangfolge zwischen den Bewerbern zu ermitteln.
f. In der Anlage Teilnahmeantrag (Anlage I) sind die Referenzprojekte zu benennen. Bewertet werden die Anzahl und der Umfang vergleichbarer Referenzen sowie die daraus nachgewiesene Erfahrung mit variablen oder temperaturabhängigen Lastprofilen. Für die Auswahlwertung werden die nachfolgend dargestellten Bewertungskriterien herangezogen. Die Bewerber werden anhand der erreichten Gesamtpunktzahl in eine Rangfolge gebracht. Die drei bestplatzierten Bewerber mit der höchsten Gesamtpunktzahl werden zur Abgabe eines Erstangebots aufgefordert.

Reicht ein Bewerber mehr als fünf Referenzen ein, hat er die fünf Referenzen zu kennzeichnen, die für diese beiden Kriterien in die Auswahlwertung einbezogen werden sollen. Reicht ein Bewerber genau fünf Referenzen ein, gelten diese automatisch als gekennzeichnet.
Sämtliche erzielten Punkte werden ohne Gewichtung addiert. Es können insgesamt höchstens 65 Punkte erreicht werden.
Die anhand der vorstehenden Kriterien erzielten Bewertungen werden zu einem Gesamtergebnis zusammengeführt und die Bewerber nach der erreichten Gesamtpunktzahl in absteigender Reihenfolge gereiht.
Bei Gleichstand auf einem für die Begrenzung des Bewerberkreises maßgeblichen Rang entscheidet zunächst die höhere Punktzahl beim Kriterium „Erfahrung mit variablen oder temperaturabhängigen Lastprofilen“. Besteht danach weiterhin Gleichstand, entscheidet die höhere Punktzahl beim Kriterium „Umfang der Referenzen“. Besteht auch danach Gleichstand, entscheidet die höhere Punktzahl beim Kriterium „Anzahl vergleichbarer Referenzen“. Besteht auch danach Gleichstand fort, entscheidet das Los.

	Kriterium
	Punktevergabe
	Maximalpunktzahl

	1. Anzahl vergleichbarer Referenzen
	Für jede über die Mindestzahl von fünf Referenzen hinausgehende vergleichbare Referenz werden 5 Punkte vergeben. Berücksichtigt werden höchstens fünf zusätzliche Referenzen.
	25 Punkte

	2. Erfahrung mit variablen oder temperaturabhängigen Lastprofilen
	Für jede der fünf für die Auswahlwertung gekennzeichneten Referenzen mit temperaturabhängigem Lastprofil werden 5 Punkte vergeben. Für jede Referenz mit variablem, aber nicht temperaturabhängigem Lastprofil werden 2 Punkte vergeben. Treffen beide Merkmale zu, werden für die Referenz insgesamt 5 Punkte vergeben.
	25 Punkte

	3. Umfang der Referenzen
	Für jede der fünf für die Auswahlwertung gekennzeichneten Referenzen, bei der die im auftragsstärksten zusammenhängenden Zwölfmonatszeitraum bewirtschaftete Energiemenge mindestens 100.000 MWh betrug, werden 3 Punkte vergeben.
	15 Punkte


14. Erstellung indikativer Angebote
a. Es werden die drei bestplatzierten Bewerber dazu aufgefordert, ein Erstangebot auf Basis der Vergabeunterlagen abzugeben. 
b. Nicht berücksichtigte Bewerber werden über die Vergabeplattform über ihr Ausscheiden informiert. 
c. Der nicht berücksichtigte geeignete Bewerber, dessen Teilnahmeantrag nach der Auswahlentscheidung auf dem vierten Rang liegt, erhält den Status eines Reservebewerbers und steht in der Rangfolge für den Fall zur Verfügung, dass ein ausgewählter Bewerber aus dem Verhandlungsverfahren ausscheidet, einer der Bieter kein Erstangebot oder endgültiges Angebot abgibt oder ein Vertragsschluss mit keinem der Bieter zustande kommt. Die Entscheidung über die Aufforderung des Reservebewerbers zur Teilnahme am Verhandlungsverfahren steht im Ermessen der Auftraggeberin.
d. Allgemeine Geschäfts-, Liefer- oder Vertragsbedingungen des Bieters werden nicht akzeptiert.
e. Die Bewerber haben diejenigen Bestandteile des Angebots zu kennzeichnen, die Geschäfts- und/oder Betriebsgeheimnisse beinhalten.
f. Es wird darauf hingewiesen, dass insbesondere die Verwendung von Firmenlogos, Bildern oder sonstigen Erkennungsmerkmalen, welche auf die DET verweisen, untersagt ist. Dies bezieht sich insbesondere auch auf die Verwendung in den Angebotsunterlagen.
15. Unklarheiten und Fragen bei der Erstellung indikativer Angebote
Sollten sich bei der Angebotserstellung Rückfragen ergeben, so sind diese über die Vergabeplattform über die Funktion „Kommunikation“ an die Vergabestelle zu richten.
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung der Bieter Unklarheiten, so haben die Bieter ebenfalls Rückfragen an die o.g. Stelle zur Klärung dieser Punkte zu stellen.
Antworten zu dem Auskunftsersuchen werden gemäß den dazu bestehenden vergaberechtlichen Erfordernissen allen Bietern in neutralisierter Form über die Plattform zugeleitet.
Rückfragen können bis spätestens 6 Tage vor Angebotsabgabe an die o. g. Stelle gerichtet werden, damit die Auftraggeberin ausreichend Zeit hat, die Fragen vor Angebotsabgabe zu beantworten. Telefonische Auskünfte werden nicht erteilt. 
Ausschließlicher Kontaktpartner der Bieter für Fragen zum Vergabeverfahren und Auftragsinhalt ist die Vergabestelle. Eine Kontaktaufnahme mit Mitarbeitern der DET ist unzulässig. Etwaig getroffene Absprachen und/oder erteilte Auskünfte gelten nicht für das Vergabeverfahren und dürfen auch nicht zur Grundlage des Angebots gemacht werden.
16. Auswechseln von Drittunternehmen im Verfahren
Nach Aufforderung zur Abgabe des Erstangebots sind das Auswechseln oder der Wegfall von Drittunternehmen, auf deren Eignung sich ein Bieter berufen hat, nur auf Antrag über die Vergabeplattform mit Zustimmung der Auftraggeberin zulässig. 
Die Auftraggeberin erteilt die Zustimmung nur, wenn mit dem Antrag nachgewiesen wird, dass die im Teilnahmewettbewerb festgestellte Eignung des Bewerbers hinsichtlich der in der Wertung ermittelten Platzierung mindestens erhalten bleibt und keine anderen rechtlichen Gründe dem entgegenstehen, insbesondere der Wettbewerb nicht unzulässig beschränkt wird. Die Auftraggeberin kann diesbezüglich aus ihrer Sicht erforderliche zusätzliche Nachweise und Auskünfte verlangen.
17. Einreichen des Erstangebots
a. Form des Angebots
Das Erstangebot muss spätestens bis zur vorgegebenen Angebotsfrist elektronisch über die Vergabeplattform eingegangen sein. Die genaue Angebotsfrist wird den Bietern über die Vergabeplattform mitgeteilt. 
Bei der elektronischen Abgabe ist es wichtig, dass das Angebot nicht über die Funktion „Kommunikation“ eingereicht wird. Vielmehr ist für die Abgabe die Funktion „Angebot“ zu verwenden.
Eine Abgabe der Angebote per E-Mail oder Fax ist ausgeschlossen.
Nachträgliche Berichtigungen oder Änderungen des Angebots sind nur bis zum Ablauf der Angebotsfrist zulässig.
b. Inhalt des Angebots
Das Angebot muss zumindest aus den folgenden Unterlagen bestehen: 
· Formblatt „Angebotsschreiben“ (Anlage VI)
· Angebot gem. Leistungsbeschreibung
· Vollständig ausgefülltes Preisblatt (Anlage IV)
· Konzepte gemäß Bewertungsmatrix (Anlage V)
· Ggf. Dokument zum Verhandlungsbedarf: Mit seinem Angebot kann der Bieter Verhandlungsbedarf im Hinblick auf die Vergabe- und Vertragsunterlagen anmelden.
Die Bieter können dafür eine eigene Unterlage verwenden, in der sie den gewünschten Verhandlungsbedarf sowie die etwaigen preislichen Implikationen beschreiben. Der Verhandlungsbedarf dient ausschließlich zur Vorbereitung einer ggf. erforderlichen Verhandlungsphase. Ein Anspruch der Bieter auf Verhandlungen zu einzelnen Punkten besteht nicht.

18. Prüfung der Erstangebote
Die eingegangenen Erstangebote werden unter den folgenden Voraussetzungen zwingend ausgeschlossen:
· Erstangebote, die nicht form- und/oder fristgerecht eingegangen sind;
· Erstangebote von Bietern, die in Bezug auf die Vergabe eine unzulässige wettbewerbsbeschränkende Abrede getroffen haben. Dies gilt insbesondere für wettbewerbswidrige Verhandlungen und Verabredungen mit anderen Bietern über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten und die zu fordernden Preise;
· außerdem werden Nebenangebote ausgeschlossen.
Sollten Erstangebote unvollständig sein, behält sich die Auftraggeberin vor, die fehlenden Teile entsprechend § 51 SektVO nachzufordern, sofern das Erstangebot nicht bereits aus einem der o. g. Gründe auszuschließen ist. Kommt der Bieter dieser Aufforderung nicht oder nicht fristgerecht oder nur unvollständig nach, so führt dies zu einem Ausschluss des Erstangebots. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, den Auftrag bereits auf Grundlage des Erstangebotes zu vergeben, d.h. ohne in Verhandlungen einzutreten, vgl. § 15 Abs. 4 SektVO.
19. Verhandlungen
Die Auftraggeberin kann mit den Bietern über ihre Erstangebote verhandeln. Gegenstand der Verhandlungsrunde wird unter anderem die Klärung von Nachfragen sein. Ebenso wird die Auftraggeberin prüfen, ob auch Änderungsvorschläge der Bieter verhandelt werden sollen. 
Der Zeitpunkt für die Verhandlungen ist dem Zeitplan unter 5 zu entnehmen. Die Bieter werden rechtzeitig über das genaue Datum und die Uhrzeit informiert. Die Auftraggeberin behält sich vor, von dem in dieser Unterlage dargestellten Zeitplan abzuweichen. In diesem Fall werden die Bieter rechtzeitig über den neuen Terminplan informiert.
An den Verhandlungen sollen, die zur angebotenen Leistung auskunftsfähigen Personen teilnehmen. 
Auf Grundlage der Verhandlungsergebnisse wird die Auftraggeberin bei Bedarf die Vergabe-unterlagen überarbeiten, die Bieter werden zur Angebotsüberarbeitung aufgefordert. 
Die Auftraggeberin behält sich vor, bei Bedarf weitere Verhandlungsrunden mit den Bietern zu führen. 
20. Abgabe verbindlicher Angebote und Bewertung der Angebote
Für die Angebotswertung wird die Auftraggeberin die Bieter dazu auffordern, verbindliche Angebote abzugeben, es sei denn, die Auftraggeberin hat den Zuschlag bereits auf Grundlage der Erstangebote erteilt. Die Anforderungen an die verbindlichen Angebote wird die Auftraggeberin im Verlauf des Verhandlungsverfahrens näher konkretisieren. 
Die Frist für die Abgabe der finalen Angebote wird die Auftraggeberin voraussichtlich im gegenseitigen Einvernehmen mit den Bietern gem. § 15 Abs. 3 SektVO festlegen.
Die verbindlichen Angebote wird die Auftraggeberin gemäß §§ 51 ff. SektVO prüfen und bewerten. 
Auf Grundlage der Angebotswertung wird die Auftraggeberin an die unterlegenen Bieter Informationen gemäß § 134 GWB unter Einhaltung der vorgesehenen Wartefrist versenden.
Die Bewertung erfolgt nach folgendem Schema:
Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt (§ 127 Abs. 1 GWB i.V.m. § 52 Abs. 1 SektVO). 
Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt nach der folgenden Formel:

Das wirtschaftlichste Angebot ist das Angebot, das die höchste Wertungspunktzahl (Kennzahl Z) erreicht. Insgesamt können maximal 10.000 Wertungspunkte erzielt werden. 
Im Falle eines Punktegleichstands erhält das Angebot mit der höchsten Kennzahl P den Vorzug.
a. Kennzahl L
Die Kennzahl L wird anhand der in der Bewertungsmatrix (Anlage V) aufgeführten Bewertungskriterien berechnet und geht im Ergebnis zu 30 % in die Berechnung des Wertes Z ein.
Die Bewertungskriterien umfassen:
· Qualität BKM: Prognosekonzept, Reporting, Risikomanagement (15 %)
· Flexibilität: Umgang mit Mengenunsicherheit, temperaturabhängige Abnahme, Stornierungskonditionen (15 %)
Insgesamt kann der Bieter hier maximal 3.000 Wertungspunkte erreichen. Die detaillierte Beschreibung und Gewichtung der Einzelkriterien ist der Bewertungsmatrix zu entnehmen. 
b. Kennzahl P
Die Kennzahl P wird anhand des Preisblatts (Anlage IV) berechnet. Die Kennzahl P geht danach mit einer Gewichtung von 70 % in die Berechnung des Wertes Z ein. 
Das Angebot mit dem niedrigstes Gesamtpreis ( erhält die volle Punktzahl von 7.000 Wertungspunkten. Ein fiktives Angebot mit einem Angebotspreis vom Dreifachen des niedrigsten Angebotspreises erhält 0 Wertungspunkte. Angebote, die teurer als das fiktive Angebot sind, erhalten ebenfalls 0 Wertungspunkte  
Angebotspreise, die zwischen dem niedrigsten Gesamtpreis und dem fiktiven dreifachen Angebotspreis liegen, werden nach der folgenden Formel linear interpoliert: 

)*7000

PA = Preis des jeweiligen Angebotes
Pmin = Preis des niedrigsten Angebotes
P = Kennzahl P (Gesamtpreis umgerechnet in Wertungspunkte)
Der Bieter kann hier maximal 7.000 Wertungspunkte erreichen.
21. Aufwandsentschädigung
Die den Bewerbern/Bietern entstandenen Kosten für die Erstellung der Teilnahmeanträge/ Angebote werden von der Auftraggeberin nicht erstattet. 
22. Rügepflicht
Auf die Rügepflicht des § 160 Abs. 3 GWB wird hingewiesen. Hiernach ist ein Nachprüfungs-antrag bei der zuständigen Vergabekammer zulässig, soweit
a. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber der Auftraggeberin innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt unberührt,
b. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden,
c. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden,
d. nicht mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
23. Vergabekammer
Die Vergabekammer des Bundes
Bundeskanzlerplatz 2-10 
53113 Bonn
24. Geheimhaltung
Alle Unterlagen, die dem Bieter im Zusammenhang mit dem Verfahren überlassen werden, dürfen ohne Zustimmung der Vergabestelle nicht für andere Zwecke verwendet werden. Der Bieter hat sämtliche Bestandteile seines Angebotes, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse beinhalten, als solche zu kennzeichnen.
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